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Die Landesvereinigung der Unternehmensverbände Nordrhein-Westfalen e.V. 

(unternehmer nrw) ist der Zusammenschluss von 129 Verbänden mit 80.000 

Betrieben und drei Millionen Beschäftigten. unternehmer nrw ist Mitglied der 

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) und vertritt die 

Interessen des Bundesverbandes der Deutschen Industrie e. V. (BDI) als dessen 
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03.09.2026 

 

Im Rahmen der Anhörung des Hauptausschusses, des 

Ausschusses für Heimat und Kommunales und des 

Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie des Landtags von Nordrhein-Westfalen  

 

 

Vorbemerkung 

 
Nordrhein-Westfalen ist ein starker Wirtschafts- und Industriestandort. Zugleich 

stehen Unternehmen angesichts der tiefgreifenden wirtschaftlichen 

Veränderungen massiv unter Druck. Umso wichtiger sind praxisgerechte und 

verlässliche Rahmenbedingungen, die Investitionen ermöglichen, 

unternehmerisches Handeln erleichtern und die Wettbewerbsfähigkeit des 

Standorts stärken. Dazu gehört insbesondere ein konsequenter Abbau unnötiger 

Bürokratie sowie eine leistungsfähige und moderne Verwaltung. Unternehmen 

müssen sich darauf verlassen können, dass Verfahren effizient, digital und schnell 

umgesetzt werden 

 

Vor diesem Hintergrund begrüßen wir die vorliegenden Gesetzentwürfe zur 

Verwaltungsvereinfachung und zum Bürokratieabbau ausdrücklich. Sie setzen an 

wesentlichen Belastungen der Unternehmen an und enthalten wichtige Ansätze 

für einen moderneren und leistungsfähigeren Staat. 

 

Aus Sicht der Wirtschaft muss insgesamt gelten: Bürokratieabbau darf nicht bei 

einzelnen Maßnahmen stehen bleiben. Er muss zu einem dauerhaften politischen 

Prinzip werden. Nordrhein-Westfalen braucht eine Verwaltung, die ermöglicht 

sowie digital und ohne Medienbrüche arbeitet. Landesrechtliche Vorgaben müssen 

dauerhaft und regelmäßig auf ihre Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit 

überprüft werden.  

 

Gerade für kleine und mittlere Unternehmen ist dies von entscheidender 

Bedeutung. Sie verfügen vielfach nicht über eigene Verwaltungs- oder 

Compliance-Abteilungen. Jede zusätzliche Dokumentationspflicht, jedes unnötige 
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Formerfordernis und jede Verzögerung bei Genehmigungen bindet unmittelbar 

Ressourcen und schwächt die Wettbewerbsfähigkeit.  

 

1. Gesetz zur Entlastung von Bürgern und Wirtschaft in NRW – 

Erprobung der Verwaltungsvereinfachung in Kommunen in NRW“ 

(Drucksache 18/20444) 
 

Das Kommunale Regelbefreiungsgesetz (KommBefrG) setzt ein grundsätzlich 

richtiges Signal: Es eröffnet Kommunen die Möglichkeit, administrative Verfahren 

flexibler, effizienter und praxisnäher zu gestalten. Insbesondere angesichts der 

wachsenden Anforderungen an Genehmigungsprozesse, 

Investitionsentscheidungen und infrastrukturelle Entwicklung ist eine stärkere 

Flexibilisierung der Verwaltung geeignet, strukturelle Vollzugsdefizite zu 

adressieren. 

 

Für die Wirtschaft ist entscheidend, dass Genehmigungszeiten insgesamt verkürzt, 

Beteiligungsprozesse gestrafft und Abstimmungsprozesse zwischen Behörden 

verbessert werden. Gerade im Bau- und Planungsrecht liegen erhebliche 

Beschleunigungspotenziale, die durch modellhafte Verfahrensvereinfachungen 

gehoben werden können. Insofern können mit dem Gesetz beschleunigende 

Wirkungen erreicht werden. Wichtig ist, dass genehmigte 

Abweichungsmöglichkeiten für die Unternehmen transparent und nachvollziehbar 

ersichtlich sind.  

 

Gleichzeitig bleibt die tatsächliche Entlastungswirkung begrenzt. Zentrale 

regulatorische Anforderungen – insbesondere im Umwelt-, Vergabe- und 

Planungsrecht – beruhen maßgeblich auf Bundes- und EU-Vorgaben und entziehen 

sich dem Regelungszugriff eines Landesgesetzes. Damit kann das Gesetz lediglich 

punktuell und ergänzend wirken. Umso wichtiger ist eine konsequente 

Weiterverfolgung des Bürokratieabbaus auf allen Ebenen. 

 

Im Einzelnen 

 

Zu § 2 KommBefrG – Antragsrecht auf Regelbefreiung 

 

Das in § 2 KommBefrG verankerte Antragsrecht eröffnet Kommunen 

weitreichende Spielräume zur Abweichung von landesrechtlichen Vorgaben. Diese 

Flexibilität ist aus wirtschaftlicher Perspektive grundsätzlich zu begrüßen, da sie 

innovative Lösungsansätze im Verwaltungsvollzug ermöglicht. 

 

Bei Regelbefreiungen, insbesondere in wirtschaftsrelevanten Bereichen, wie 

Baugenehmigungen, Infrastruktur, Wasserwirtschaft, Natur- und Emissionsschutz 

oder der landwirtschaftlichen Nutzungen sollten die Wirtschaft zwingend und 

frühzeitig eingebunden werden. 
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Zu § 3 KommBefrG – Genehmigungsvoraussetzungen und Ablehnungsmaßstab 

 

§ 3 Abs. 3 KommBefrG sieht eine Ablehnung ausschließlich bei Gefährdung von 

Leib und Leben oder überwiegenden Gemeinwohlbelangen vor. Diese sehr niedrige 

Eingriffsschwelle führt faktisch zu einer weitgehenden Genehmigungssystematik. 

 

Aus wirtschaftlicher Sicht ist dies ambivalent zu bewerten. Einerseits ermöglicht 

es schnelle Erprobung. Andererseits entsteht das Risiko eines strukturell 

unkoordinierten Nebeneinanders unterschiedlicher Regelwerke. 

 

Für Unternehmen, die überkommunal tätig sind, bedeutet dies: 

 

• unterschiedliche Prüfmaßstäbe bei identischen Vorhaben 

• variierende Anforderungen an Unterlagen und Verfahrensschritte 

• steigende Transaktionskosten bei Planung und Umsetzung von Projekten 

 

Dies kann sich negativ auf die Planungssicherheit auswirken und damit kann 

Investitionsentscheidungen verzögern. 

 

Risiko der kommunalen Fragmentierung  

 

Wir weisen hin auf die Gefahr einer zunehmenden Differenzierung kommunaler 

Regelungspraktiken. Ohne zentral koordinierte Dokumentation und Transparenz 

können erhebliche administrative Belastungen für Unternehmen entstehen. 

Identische Projekte können in Nachbarkommunen unterschiedlichen Verfahren 

unterliegen. Dies betrifft insbesondere Bauvorhaben, Genehmigungsverfahren und 

Anzeigeprozesse. Der bereits heute erhebliche Aufwand zur Bewältigung 

heterogener Verwaltungspraxis würde verstärkt. Zur Vermeidung dieser 

Negativwirkungen sollte eine zentrale, digital zugängliche 

Dokumentationsplattform eingerichtet werden. Unternehmen müssen schnell und 

verlässlich erkennen können, welche Regelungen in welcher Kommune gelten. 

 

Vorbild kann ein öffentliches Portal des Landes Baden-Württemberg sein, das im 

Jahr 2025 im Rahmen des dortigen kommunalen Regelbefreiungsgesetzes 

entwickelt wurde. Darin werden fortlaufend die erteilten Genehmigungen für 

Kommunen veröffentlicht. Die Bekanntmachung dient der Information der 

Bürgerinnen und Bürger, der Wirtschaft und der anderen Kommunen über die 

Abweichung von Regelungen und damit der Transparenz. Dadurch soll auch das 

Interesse bei anderen Kommunen an der Erprobung geweckt werden. Das Portal 

ist abrufbar über den folgenden Link: https://im.baden-wuerttemberg.de/de/land-

kommunen/starke-kommunen/kommunales-regelungsbefreiungsgesetz/erteilte-

genehmigungen 

  

https://im.baden-wuerttemberg.de/de/land-kommunen/starke-kommunen/kommunales-regelungsbefreiungsgesetz/erteilte-genehmigungen
https://im.baden-wuerttemberg.de/de/land-kommunen/starke-kommunen/kommunales-regelungsbefreiungsgesetz/erteilte-genehmigungen
https://im.baden-wuerttemberg.de/de/land-kommunen/starke-kommunen/kommunales-regelungsbefreiungsgesetz/erteilte-genehmigungen
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Evaluation und Übertragbarkeit erfolgreicher Modelle 

 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Prüfung der Übertragbarkeit erfolgreicher 

Modelle durch das zuständige Ministerium ist ein zentraler Ansatzpunkt, muss 

jedoch verbindlicher ausgestaltet werden. 

 

Aus wirtschaftlicher Sicht ist entscheidend, dass erfolgreiche Verfahren nicht 

dauerhaft lokal begrenzt bleiben, sondern zügig in landesweit einheitliche 

Regelungen überführt werden. 

 

Schutz wirtschaftlicher Infrastrukturen 

 

Besondere Beachtung muss der Schutz kritischer wirtschaftlicher Infrastrukturen 

finden. Experimentelle Abweichungen dürfen nicht zu Unsicherheiten bei 

Genehmigungen oder Betriebsvoraussetzungen führen, insbesondere in Bereichen 

wie Energieversorgung, Logistik oder industrieller Produktion. 
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2. Zweites Gesetz zur Entlastung von Bürgern und Wirtschaft in NRW 

– Aussetzung von Berichts- und Dokumentationspflichten zu 

Lasten der Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen (Berichts- und 

Dokumentationspflichtenaussetzungsgesetz NRW – BDaG NRW)“ 

(Drucksache 18/20445 

 

Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Maßnahmen zur Entbürokratisierung und 

Verwaltungsmodernisierung stellen einen wichtigen und von der Wirtschaft seit 

langer Zeit geforderten Beitrag zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts Nordrhein-

Westfalen dar. Unternehmen sind zunehmend mit Dokumentations-, Nachweis- 

und Berichtspflichten belastet, die erhebliche personelle und finanzielle 

Ressourcen binden und damit Investitionen, Innovationen sowie produktive 

Wertschöpfung beeinträchtigen. 

 

Vor diesem Hintergrund ist die Zielrichtung des Gesetzespakets ausdrücklich zu 

begrüßen. Insbesondere die vorgesehene Umkehr der bisherigen regulatorischen 

Logik markiert einen bedeutsamen Paradigmenwechsel. Künftig soll nicht mehr die 

Wirtschaft die Entbehrlichkeit einzelner Pflichten nachweisen müssen, sondern die 

Verwaltung deren Fortbestand begründen. Dieser Ansatz schafft die 

Voraussetzungen für einen nachhaltigen Bürokratieabbau. 

 

Positiv hervorzuheben sind zudem die vorgesehenen Maßnahmen zur Erhöhung 

der Transparenz über bestehende Berichts- und Dokumentationspflichten. 

Transparenz ist eine wesentliche Voraussetzung für Rechtssicherheit, Akzeptanz 

und praktikable Verwaltungsverfahren.  

 

Im Einzelnen  

 

Zu § 3 BDaG NRW – Regel-Ausnahme-Umkehr  

 

Die in § 3 BDaG NRW vorgesehene Regelung, wonach landesrechtliche Berichts- 

und Dokumentationspflichten zum 1. Januar 2027 grundsätzlich auszusetzen und 

zum 31. Dezember 2027 aufzuheben sind, sofern ihre Fortgeltung nicht 

ausdrücklich angeordnet wird, ist ausdrücklich zu begrüßen. 

 

Die Vorschrift kehrt das bisherige Fortgeltungsprinzip um und schafft erstmals 

einen systematischen Überprüfungsmechanismus für bestehende 

Bürokratielasten. Damit wird ein wesentlicher Anreiz geschaffen, die tatsächliche 

Erforderlichkeit einzelner Verpflichtungen kritisch zu hinterfragen. 

 

Von besonderer Bedeutung ist dieser Ansatz für kleine und mittlere Unternehmen. 

Dort existieren regelmäßig keine eigenständigen Verwaltungs- oder Compliance-

Abteilungen. Unternehmerinnen und Unternehmer übernehmen neben ihrer 

operativen Tätigkeit selbst zahlreiche administrative Aufgaben, darunter 

Baustellendokumentationen, Nachweisführungen gegenüber Behörden, 
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Arbeitsschutzunterlagen, Entsorgungsdokumentationen, statistische Meldungen 

sowie vielfältige weitere Berichtspflichten. 

 

Jede zusätzliche Dokumentationsanforderung bindet unmittelbar produktive 

Arbeitszeit und behindert die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen. Die 

vorgesehene Regel-Ausnahme-Umkehr setzt daher an einer zentralen 

Belastungsquelle der Unternehmen an. 

 

Zu § 2 Absatz 3 BDaG NRW – Pflichten mit Bundes- und Europarechtsbezug 

 

Der Gesetzentwurf erfasst ausdrücklich auch solche landesrechtlichen Berichts- 

und Dokumentationspflichten, die mittelbar auf bundes- oder europarechtlichen 

Vorgaben beruhen. Dies ist grundsätzlich sachgerecht. 

 

Gleichzeitig ist festzustellen, dass ein erheblicher Teil der tatsächlichen 

Bürokratielasten gerade in diesen Bereichen entsteht. Dies betrifft insbesondere 

Dokumentationsanforderungen im Arbeitsschutzrecht, Nachweispflichten im 

Abfall- und Entsorgungsrecht, Energie- und Klimanachweise, produktbezogene 

Dokumentationen, vergaberechtliche Nachweise sowie 

Dokumentationsanforderungen im Zusammenhang mit Nachhaltigkeits- und 

Lieferkettenvorgaben. 

 

Vor diesem Hintergrund sollte die nach § 6 BDaG NRW vorgesehene 

Fortgeltungsverordnung nicht zu einer pauschalen Übernahme sämtlicher bundes- 

oder europarechtlich geprägter Verpflichtungen führen. Vielmehr sollte für jede 

einzelne Pflicht geprüft werden, ob Nordrhein-Westfalen über die unions- oder 

bundesrechtlich erforderliche Mindestumsetzung hinausgehende Anforderungen 

geschaffen hat. 

 

Gerade sogenannte „Gold-Plating“-Effekte stellen für Unternehmen häufig eine 

erhebliche Belastung dar. Dort, wo landesrechtliche Zusatzanforderungen 

bestehen, sollten diese konsequent auf ihre Erforderlichkeit überprüft und 

gegebenenfalls aufgehoben werden. Hierdurch sind eine erhebliche Entlastung der 

Unternehmen und damit eine deutliche Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit des 

Standortes zu erwarten.  

 

Außerdem sind doppelte Berichtspflichten konsequent zu beseitigen. So sind 

beispielsweise betroffene Unternehmen nach dem Umweltstatistikgesetz zur 

Übermittlung umweltstatistischer Daten verpflichtet. Diese Datenlieferung wird 

jährlich sowohl von einer Bundesbehörde als auch von einer Landesbehörde 

separat angefordert, obwohl es sich inhaltlich um identische Datensätze handelt. 

Das Unternehmen muss die Daten damit zweifach – an zwei unterschiedliche 

Behörden – aufbereiten und übermitteln, ohne dass hierfür ein sachlicher Grund 

oder ein Mehrwert erkennbar ist. Es entsteht ein vermeidbarer doppelter 

Verwaltungsaufwand, der durch eine behördenübergreifende Abstimmung 

beziehungsweise eine einmalige, gemeinsam genutzte Datenübermittlung ohne 

Weiteres vermieden werden könnte. 
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Darüber hinaus sollte Nordrhein-Westfalen seine Rolle im Bundesrat aktiver 

nutzen, um auf eine Reduzierung bundes- und europarechtlich bedingter 

Dokumentationspflichten hinzuwirken. Ohne eine solche flankierende Initiative 

droht die praktische Wirkung des Gesetzes in besonders belastungsintensiven 

Bereichen begrenzt zu bleiben. 

 

Zu § 6 BDaG NRW – Verordnungsermächtigung  

 

Die Wirkung und Effektivität des Gesetzes wird maßgeblich von der Ausgestaltung 

der Fortgeltungsverordnung abhängen. Sie entscheidet darüber, welche Pflichten 

fortbestehen und welche tatsächlich entfallen. 

 

Der Gesetzentwurf sieht vor, die Berichts- und Dokumentationspflichten zunächst 

zum 1. Januar 2027 auszusetzen und erst zum 31. Dezember 2027 endgültig 

aufzuheben, sofern ihre Fortgeltung nicht ausdrücklich angeordnet wird. Der 

vorgesehene Übergangszeitraum eröffnet die Möglichkeit, bislang nicht 

berücksichtigte Berichts- und Dokumentationspflichten zu identifizieren und ihre 

weitere Erforderlichkeit zu überprüfen. 

 

Aus Sicht der Wirtschaft sollte dieser Zeitraum zugleich genutzt werden, um einen 

strukturierten Dialog mit den betroffenen Unternehmen und Wirtschaftsverbänden 

zu führen. Die Beurteilung der Erforderlichkeit einzelner Berichts- und 

Dokumentationspflichten sollte nicht ausschließlich innerhalb der Landesregierung 

erfolgen. Beabsichtigen Ressorts, den Fortbestand einzelner Pflichten nach  

§ 6 BDaG NRW geltend zu machen, sollten die betroffenen Praxisakteure frühzeitig 

in die Bewertung einbezogen werden. Unternehmen können unmittelbar 

einschätzen, welche Anforderungen zur Erreichung des jeweiligen 

Regelungszwecks tatsächlich erforderlich sind und welche unverhältnismäßige 

Bürokratielasten sie verursachen. Auf diese Weise kann der vorgesehene 

Übergangszeitraum genutzt werden, um mögliche Fortgeltungsregelungen 

gemeinsam mit den Betroffenen zu erörtern und praxisgerechte Lösungen zu 

entwickeln. 

 

Aus Sicht der Wirtschaft bietet die Fortgeltungsverordnung für die 

Landesregierung die Chance, sich zu einem weitreichenden und wirkungsvollen 

Bürokratieabbau zu bekennen.  

 

Auskunftsersuchen ohne Rechtsgrundlage als bislang ungeregelte 

Belastungsquelle 

 

Der Gesetzentwurf adressiert zutreffend formelle Berichts- und 

Dokumentationspflichten. Er berücksichtigt jedoch bislang nicht eine in der Praxis 

zunehmend relevante Form administrativer Belastung: behördliche 

Auskunftsersuchen ohne ausdrückliche gesetzliche Verpflichtung. 

 

Unternehmen berichten wiederholt über umfangreiche Datenerhebungen einzelner 

Behörden zu Themen wie PFAS-Verwendungen, Hochwasserschutzmaßnahmen 
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oder immissionsschutzrechtlichen Sachverhalten, obwohl keine gesetzliche 

Auskunftspflicht besteht. Auch werden seitens Behörden teils unverhältnismäßige 

Anforderungen zur Datenbereitstellung gestellt. So werden beispielsweise im 

Rahmen der Investitionserhebung des Statistischen Landesamts bei Unternehmen 

der Energie- und Wasserversorgung, Abwasser- und Abfallentsorgung sowie der 

Beseitigung von Umweltverschmutzungen verlangt, dass die gemeldeten 

Investitionssummen auf die einzelnen Unternehmensstandorte aufgeschlüsselt 

werden. Dem betroffenen Unternehmen liegen die Investitionssummen jedoch 

buchhalterisch nur als Gesamtsumme vor, nicht standortbezogen. Eine Meldung 

der Gesamtsumme wird unter Verweis auf methodische und programmtechnische 

Vorgaben des Statistischen Bundesamts abgelehnt; stattdessen wird eine 

anteilige, sorgfältig geschätzte Verteilung der Summen auf die einzelnen Betriebe 

verlangt. Damit wird dem Unternehmen faktisch eine Schätzpflicht auferlegt, die 

über die tatsächlich vorliegende Datenbasis hinausgeht und einen zusätzlichen, 

sachlich nicht gebotenen Erhebungsaufwand erzeugt. Die Vorgabe erscheint 

insoweit unverhältnismäßig, als sie eine Datentiefe einfordert, die im 

unternehmerischen Rechnungswesen gar nicht vorgehalten wird, und damit im 

Ergebnis zu einer Scheingenauigkeit statistischer Angaben führt. 

 

Besonders problematisch ist dabei, dass solche Anfragen häufig mit 

Fristsetzungen verbunden werden und aus Sicht der Unternehmen den Eindruck 

einer verbindlichen Verpflichtung erzeugen. Die notwendige Prüfung, ob überhaupt 

eine Rechtsgrundlage besteht, verursacht zusätzlichen Verwaltungsaufwand und 

Rechtsunsicherheit. Der Gesetzgeber sollte deshalb prüfen, den 

Anwendungsbereich des Gesetzes ausdrücklich auf behördliches 

Auskunftsersuchen zu erweitern. 

 

Mindestens sollte eine Verpflichtung eingeführt werden, wonach Behörden bei 

jeder Anfrage gegenüber Unternehmen klar angeben müssen, auf welcher 

Rechtsgrundlage die Anfrage beruht, ob eine Auskunftspflicht besteht, welche 

Folgen eine Nichtbeantwortung hat, oder ob die Mitwirkung freiwillig erfolgt. Eine 

solche Regelung schafft Transparenz, vermeidet unnötige Belastungen und 

unterstreicht die Zielsetzung des Gesetzes. 

 

Transparenz als Grundprinzip zukünftiger Bürokratiekontrolle 

 

Aus Sicht der Wirtschaft sollte jede fortbestehende Berichts- und 

Dokumentationspflicht künftig nachvollziehbar dokumentiert werden. Für jede 

Pflicht sollten mindestens Zweck, Begründung, Rechtsgrundlage, 

Adressatenkreis, Erfüllungsaufwand, Erhebungsfrequenz sowie die Möglichkeit 

einer digitalen Erfüllung transparent dargestellt werden. Nur auf dieser Grundlage 

können Unternehmen, Gesetzgeber und Verwaltung gleichermaßen beurteilen, ob 

eine Pflicht weiterhin erforderlich und verhältnismäßig ist. 

 

Darüber hinaus sollte das Land seine Aktivitäten eng mit den derzeit auf 

Bundesebene laufenden Initiativen zum Bürokratieabbau verzahnen. So werden im 

Rahmen eines Bundesprojekts bereits erste Schritte unternommen, Berichts-, 
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Dokumentations- und Monitoringpflichten im Bereich industrieller 

Anlagengenehmigung und -zulassung in ein digitales Gesamtsystem zu 

überführen. Aus Sicht der Wirtschaft sollte darauf hingewirkt werden, dass auch 

landesrechtliche Berichts- und Dokumentationspflichten in ein solches System 

integriert werden. Eine abgestimmte und medienbruchfreie Erfassung der 

Anforderungen würde die Transparenz erhöhen, Doppelstrukturen vermeiden und 

die Digitalisierung von Verwaltungsverfahren nachhaltig unterstützen. 
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3. Drittes Gesetz zur Entlastung von Bürgern und Wirtschaft in NRW 

– Aufhebung von Schriftformerfordernissen in Nordrhein-

Westfalen“ (Drucksache 18/20446) 

 

Die nordrhein-westfälische Wirtschaft begrüßt den Gesetzentwurf ausdrücklich. 

Die vorgesehene Abschaffung zahlreicher landesrechtlicher 

Schriftformerfordernisse stellt einen wichtigen Schritt hin zu einer modernen, 

leistungsfähigen und digital ausgerichteten Verwaltung dar. Insbesondere für 

mittelständische Unternehmen bietet der Entwurf erhebliches Potenzial zur 

Reduzierung administrativer Belastungen, zur Beschleunigung von Verfahren und 

zur Verbesserung der Rechtssicherheit im Verwaltungsverkehr. 

 

Unternehmen stehen täglich im Austausch mit Behörden, Kommunen, 

Genehmigungsstellen und Nachweisbehörden. Die Möglichkeit, künftig 

formgebundene Erklärungen elektronisch abzugeben, kann Medienbrüche 

vermeiden, interne Bearbeitungszeiten verkürzen und Verfahrensabläufe deutlich 

effizienter gestalten. Dies stärkt die Wettbewerbsfähigkeit des 

Wirtschaftsstandortes Nordrhein-Westfalen und trägt zur Verbesserung der 

Investitions- und Planungssicherheit bei. 

 

Besonders hervorzuheben ist, dass der Entwurf den Verwaltungsaufwand der 

Wirtschaft zutreffend adressiert. Der Abbau unnötiger Formerfordernisse reduziert 

Porto-, Druck-, Scan-, Archivierungs- und Kurierkosten ebenso wie zeitintensive 

interne Unterschriftenprozesse. Gerade bei Bau- und Infrastrukturprojekten, deren 

Wirtschaftlichkeit maßgeblich von Termin- und Finanzierungskosten beeinflusst 

wird, können bereits moderate Verfahrensbeschleunigungen erhebliche 

wirtschaftliche Effekte entfalten. 

 

Gleichzeitig bestehen in einzelnen Regelungsbereichen Nachbesserungsbedarfe, 

um die angestrebten Entlastungswirkungen tatsächlich zu erreichen und neue 

bürokratische Belastungen zu vermeiden. 

 

Im Einzelnen  

 

Zu § 2 Abs. 1 SaG NRW – Elektronische Ersetzbarkeit der Schriftform 

 

Die Klarstellung, dass landesrechtliche Schriftformerfordernisse künftig 

grundsätzlich auch durch elektronische Dokumente erfüllt werden können, ist 

ausdrücklich zu begrüßen. 

 

Die Regelung entspricht den tatsächlichen Arbeitsabläufen insbesondere kleiner 

und mittlerer Unternehmen. Schriftformerfordernisse führen heute häufig zu 

unnötigen Medienbrüchen, indem Dokumente ausgedruckt, unterschrieben, 

eingescannt und anschließend erneut elektronisch übermittelt werden müssen. 

Dieser Prozess verursacht Aufwand, ohne einen zusätzlichen materiellen 

Erkenntnisgewinn zu schaffen. 
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Der vorgesehene Ansatz schafft demgegenüber praktikable und wirtschaftlich 

sinnvolle Verfahren. Positiv hervorzuheben ist zudem, dass kein genereller 

Digitalzwang eingeführt wird, da in einigen Wirtschaftsbereichen analoge Prozesse 

weiterhin erforderlich sind.  

 

Identitätsnachweis und Fristwahrung 

 

Die Regelung zur Wahrung von Fristen bei nachträglichem Identitätsnachweis wird 

ausdrücklich unterstützt. Sie trägt den praktischen Erfordernissen des 

Wirtschaftsverkehrs Rechnung und verhindert, dass Unternehmen allein aufgrund 

formaler Unsicherheiten Rechtsnachteile erleiden. 

 

Für die Praxis ist jedoch entscheidend, dass Identitätszweifel nicht zu einem neuen 

Regelverfahren werden. Würden Behörden routinemäßig zusätzliche 

Identitätsnachweise anfordern, bestünde die Gefahr, dass die angestrebten 

Entlastungswirkungen des Gesetzes durch neue Verfahrensschritte wieder 

aufgehoben werden. 

 

Aus Sicht der Wirtschaft sollte daher gesetzlich oder zumindest in der 

Gesetzesbegründung eindeutig klargestellt werden, dass Identitätsnachweise 

ausschließlich bei konkreten und nachvollziehbar begründeten Zweifeln verlangt 

werden dürfen. Pauschale oder standardisierte Nachforderungen würden die 

Rechtssicherheit beeinträchtigen und zusätzliche bürokratische Belastungen 

erzeugen. 

 

Ebenso sollten die Anforderungen an belastbare Eingangsbestätigungen und den 

Zeitpunkt der Fristwahrung eindeutig über landesweit einheitliche Standards und 

klare technische Vorgaben geregelt werden. Unternehmen müssen zuverlässig 

feststellen können, wann eine Erklärung als eingegangen gilt und welche 

Nachweise hierfür ausreichend sind. 

 

Zu § 5 SaG NRW – Kommunale Satzungsbefugnis 

 

Ein Regelungskonflikt des Gesetzentwurfs liegt in der vorgesehenen kommunalen 

Satzungsbefugnis. 

 

Während der Entwurf insgesamt auf Vereinfachung und Standardisierung abzielt, 

eröffnet § 5 SaG NRW Gemeinden, Kreisen und kommunalen Zweckverbänden die 

Möglichkeit, eigene Regelungen zur Fortgeltung von Schriftformerfordernissen zu 

erlassen. Dadurch entsteht die Gefahr einer zunehmenden Fragmentierung der 

Verwaltungsverfahren innerhalb Nordrhein-Westfalens. 

 

Für überregional tätige Unternehmen wäre dies mit erheblichen praktischen 

Problemen verbunden. Unterschiedliche kommunale Vorgaben zu 

Formanforderungen, Übermittlungswegen, Dateiformaten, 

Registrierungsverfahren oder elektronischen Plattformen würden dazu führen, 

dass identische Sachverhalte je nach Kommune unterschiedlich bearbeitet werden 
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müssten. Der damit verbundene Schulungs-, Organisations- und 

Dokumentationsaufwand würde die Entlastungswirkung des Gesetzes erheblich 

schmälern. 

 

Unternehmen sind auf einfache, einheitliche und verlässliche Verfahren 

angewiesen. Unterschiedliche kommunale Sonderregelungen würden die 

Planungssicherheit reduzieren und zusätzliche Bürokratie erzeugen. Aus 

wirtschaftlicher Sicht sollte daher eine möglichst weitgehende landesweite 

Standardisierung digitaler Verwaltungsverfahren angestrebt werden. Kommunale 

Abweichungsmöglichkeiten sollten auf eng begrenzte Ausnahmefälle beschränkt 

bleiben. 

 


